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VORSCHLÄGE 

Der Petitionsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für Umweltfragen, 

Volksgesundheit und Lebensmittelsicherheit, folgende Vorschläge in seinen 

Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. erklärt, dass Wasser eine gemeinsame Ressource der Menschheit und ein öffentliches Gut 

ist und daher keine Profitquelle sein sollte, und dass der Zugang zu Wasser ein 

fundamentales und universelles Recht sein sollte; betont, dass die nachhaltige Nutzung 

von Wasser eine Notwendigkeit für Umwelt und Gesundheit darstellt und eine 

grundlegende Rolle im Kreislauf der Klimaregulierung spielt; wiederholt, dass „die 

Bewirtschaftung der Wasserressourcen nicht den Regeln des Binnenmarkts unterliegen 

darf“ (EP-Entschließung P5_TA (2004)0183) und fordert die Europäische Kommission 

und die Mitgliedstaaten auf, die öffentliche Verwaltung von Wasser und Wasserwerken 

sicherzustellen; 

2. äußert sich besorgt darüber, dass das Verhältnis zwischen dem Wasserbedarf und den 

verfügbaren Ressourcen in vielen Regionen Europas ein kritisches Niveau erreicht hat und 

dass der Klimawandel diese Situation noch verschlechtern könnte; mittlerweile betreffen 

Wasserknappheit und Trockenheit das gesamte Territorium einiger Mitgliedstaaten 

permanent; betont, dass der Klimawandel und die nachfolgende Veränderung der 

Witterungsbedingungen die Qualität und Verfügbarkeit europäischer Wasserressourcen 

erheblich beeinträchtigen werden, dass davon ausgegangen wird, dass der Anteil 

europäischer Regionen mit starker Wasserknappheit von heute 19 % auf bis zu 35 % in 

den Siebzigerjahren dieses Jahrhunderts ansteigen könnte und dass extreme 

Wetterereignisse in Zusammenhang mit dem Klima weitere Herausforderungen für eine 

effiziente Wasserwirtschaft darstellen; 

3. fordert außerordentliche Vorsicht bezüglich der potenziellen negativen Umwelteinflüsse 

von Projekten zur Umleitung oder Veränderung von Flussläufen, die die Nachhaltigkeit 

und das ökologische Gleichgewicht von Wasserressourcen ernsthaft bedrohen können; 

erinnert daran, dass der Einsatz von Entsalzungsanlagen notwendig werden kann, um die 

Wasserknappheit in bestimmten Regionen zu begegnen, diese aber in jedem Fall in 

Einklang mit den strengsten Umweltanforderungen sowohl bezüglich des Standortes, des 

Energieverbrauchs als auch der sicheren Entsorgung des gewonnen Salzes stehen sollten; 

4. stellt fest, dass im Gegensatz hierzu andere Länder nicht an Wasserknappheit leiden, 

sondern Schwierigkeiten haben, mit den aus regelmäßigen oder starken Regenfälle 

resultierenden Wasserüberschüssen, Überschwemmungen, mit der Erosion der Flüsse und 

mit Verunreinigungen, die die Einzugsgebiete der Flüsse und die Küstenbereiche 

beeinträchtigen, umzugehen, was auch für die Auswirkungen dieser Phänomene auf die 

lokale Bevölkerung gilt, wie durch die vielen eingegangenen Petitionen bestätigt wird; 

5. nimmt zur Kenntnis, dass die Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) einen Rahmen für den 

Schutz aller Wasserkörper in der EU schafft – Grundwasser und Oberflächengewässer, 

Seen, Flüsse und Küstengewässer – und das Ziel verfolgt, bis 2015 einen „guten 

ökologischen und chemischen Zustand“ zu erreichen; 
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6. äußert Bedenken, dass gegenwärtig in einigen Mitgliedstaaten die wirkungslose 

Anwendung und Durchsetzung der WRRL weiterhin ein großes Problem darstellt; der 

derzeitige Stand der Umsetzung zeigt, dass einige Mitgliedstaaten hinter dem Zeitplan 

zurückliegen, dass eine umfassende Säuberung der EU-Gewässer bisher nicht erreicht 

wurde und dass diese Ziele häufig nicht ausreichend mit anderen EU-Politikfeldern 

abgestimmt werden; bringt die Hoffnung zum Ausdruck, dass im Rahmen der 

gegenwärtige Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik diese Probleme im Zusammenhang 

mit landwirtschaftlicher Wasserbewirtschaftung angegangen werden; hebt hervor, dass 

eine gute Wasserbewirtschaftung in allen europäischen Politikfeldern berücksichtigt 

werden muss, die Branchen betreffen, die Wasser nutzen und verunreinigen, und betont, 

dass kommunale, regionale und nationale Umsetzungsmaßnahmen nur auf europäischer 

Ebene wirksam koordiniert werden können;  

7. ist der Auffassung, dass Abwasser aus kommunalen Quellen zu den Hauptverursachern 

der Verschmutzung der aquatischen Umwelt in Flüssen und an den Küsten zählt und dass 

die erfolgreiche Umsetzung der Richtlinie über die Behandlung von kommunalem 

Abwasser beträchtlichen Einfluss auf die Wasserqualität in allen Mitgliedstaaten und 

damit auf die erfolgreiche Umsetzung der WRRL hat; 

8. weist auf die schwerwiegenden Auswirkungen hin, die eine solche Verunreinigung auf die 

menschliche Gesundheit haben kann, wie durch Petitionen bestätigt wird, die aus Irland 

(Galway), Frankreich (Bretagne) und anderen Mitgliedstaaten eingingen; wiederholt ihre 

Entschließung vom 2. Februar 2012 zu den von den Petenten angesprochenen Punkten zur 

Anwendung der Richtlinie zur Abfallbewirtschaftung, in der die Aufmerksamkeit auf das 

gefährliche Niveau der Wasserverunreinigung gelenkt wurde, die aus schlecht geführten 

oder illegalen Deponien und Steinbrüchen resultiert, durch die eine Infiltration und 

Verunreinigung des Grundwasser und des Wasserspiegels (nappes phréatiques) verursacht 

wird; 

9. weist darauf hin, dass trotz der erzielten Fortschritte bei der Umsetzung der Richtlinie 

über die Behandlung von kommunalem Abwasser immer noch Lücken im Hinblick auf 

die Erfüllungsquoten für Sammelsysteme und/oder Abwasserbehandlung bleiben; fordert 

die Kommission auf, mehr Unterstützung zur Finanzierung der klein- und großräumiger 

Infrastrukturen für Abwasserbehandlungsanlagen und Sammelsysteme in der EU 

bereitzustellen, einschließlich der Wiederverwendung von behandeltem Abwasser zur 

Bewässerung und für industrielle Zwecke; 

10. weist außerdem darauf hin, dass 601 der Petitionen zu Umweltangelegenheiten, die seit 

1988 an den Petitionsausschuss gerichtet wurden (Spanien 166, Vereinigtes Königreich 

129, Deutschland 97, Italien 60, Frankreich 55, Griechenland 34, Niederlande 16, Portugal 

16, Irland 12, Polen 4, Rumänien 4, Finnland 3, Bulgarien 2, Ungarn 2 und Slowenien 1), 

die manchmal von mehreren Mitunterzeichnern unterstützt werden (siehe die von 

2036 Personen mitunterzeichnete Petition 0784/2007), die Qualität und Quantität von 

Wasser in den Mitgliedstaaten betreffen; ist der Auffassung, dass diese Petitionen belegen, 

dass die Bürger der Europäischen Union die Wasserproblematik sehr ernst nehmen; 

11. nimmt zur Kenntnis, dass entsprechend einer Eurobarometer-Umfrage (März 2012) 68 % 

der Europäer glauben, dass die Probleme in Zusammenhang mit der Wasserquantität und -
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qualität schwerwiegend sind, 80 % glauben, dass chemische Verunreinigung eine Gefahr 

für den Wasserhaushalt darstellt, 62 % der Meinung sind, dass sie nicht ausreichend über 

Probleme in Zusammenhang mit dem Grundwasser, den Flüssen und den 

Küstengewässern in ihren Ländern informiert werden, 67 % glauben, dass die effektivste 

Art und Weise der Bekämpfung der Wasserprobleme die Schärfung des Bewusstseins für 

diese Probleme wäre, und 73 % der Meinung sind, dass die EU zusätzliche Maßnahmen 

zum Kampf gegen Wasserprobleme in Europa vorschlagen sollte; 

12. erinnert die Mitgliedstaaten an ihre Verpflichtung, gemäß der WRRL einen guten 

Wasserzustand bis 2015 zu erreichen und fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission 

auf, so schnell wie möglich alle notwendigen Schritte zu unternehmen und ausreichend 

Finanzmittel und technische Unterstützung bereitzustellen, um diese Wasserqualitätsziele 

zu erreichen; ist der Auffassung, dass die Beteiligung der Bürger, der zuständigen 

Behörden auf den jeweiligen Verwaltungsebenen, des Produktionssektors, der im 

Umweltschutz engagierten NRO und der Zivilgesellschaft wesentlich für eine erfolgreiche 

Umsetzung der WRRL und insgesamt für ein nachhaltiges Umweltmanagement ist; 

13. ruft die Europäische Kommission auf, die Umsetzung der WRRL durch die 

Mitgliedstaaten sorgfältig zu überwachen und damit deren ordnungsgemäße und effektive 

Umsetzung sicherzustellen und die Mitgliedstaaten regelmäßig dazu anzuhalten 

konkrete Fortschritte zu machen; hebt hervor, dass durch Petitionen in vielen Fällen 

Probleme in Zusammenhang mit der Anwendung und der effektiven Umsetzung der EU-

Rechtsvorschriften im Bereich Wasser aufgedeckt wurden, und fordert die Europäische 

Kommission auf, bei ihren Nachforschungen mehr Entschlossenheit zu zeigen, 

insbesondere bei der Überprüfung von Petitionen; 

14. lenkt die Aufmerksamkeit auf eine Reihe von den Petenten aufgezeigter negativer 

Einflüsse – inklusive Mülldeponien, mangelhafte Wasserqualität durch unzureichende 

Kontrolle durch die zuständigen Behörden, unübliche oder gesetzwidrige 

landwirtschaftliche und industrielle Verfahren, städtische und energiebezogene 

Entwicklungen, Landwirtschaft und Industrie – die einen Einfluss auf Umwelt und 

Gesundheit haben und die für die schlechte Wasserqualität verantwortlich sind; fordert 

deshalb die Einführung zielgerichteter Anreize für eine effiziente Wasserbewirtschaftung 

– insbesondere für arme und Landbevölkerung – bezahlbaren, allgemeinen Zugang zu 

Wasser und Wasserversorgung in Regionen, die von Wasserknappheit betroffen sind, 

insbesondere Gegenden, die weit entfernt von städtischen Ballungsräumen mit 

Wasserinfrastruktur liegen; 

15. bedauert, dass in dem Vorschlag der Europäischen Kommission zur Änderung der WRRL 

(KOM (2011)876) nur 15 neue Chemikalien aus einer Liste von insgesamt 2000 potenziell 

gefährlichen, zu Überwachenden und zu kontrollierenden Stoffen hinzugefügt werden und 

dass trotz der seit 2000 verabschiedeten Rechtsvorschriften keine klaren Zeitvorgaben für 

die Einstellung der gefährlichsten Chemikalien gemacht werden; bittet daher den 

Ausschuss für Umweltfragen, Volksgesundheit und Lebensmittelsicherheit in seiner 

Empfehlung an die Kommission den oben genannten prioritären Stoffen – die von den 

Petenten sehr häufig als "toxische und radioaktive Abfälle" – bezeichnet werden – 

besondere Aufmerksamkeit zu widmen, da sie als Wasserschadstoffe ein beträchtliches 

Risiko für die menschliche Gesundheit darstellen 
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16. fordert die Kommission nachdrücklich auf, den Kampf gegen die zunehmende Freisetzung 

von Schadstoffen wie Antibiotika- und Arzneimittelrückständen sowie 

Hormonrückständen aus Kontrazeptiva im Wasser zu verstärken, da diese Rückstände 

negative Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und die Umwelt haben können; 

17. wiederholt, dass für Mitgliedstaaten mit einem gemeinsamen Einzugsbereich eines 

Flusses die WRRL eine Zusammenarbeit vorschreibt, wenn die Wassernutzung 

grenzüberschreitende Auswirkungen haben könnte, und drängt die betroffenen 

Mitgliedstaaten, sich an einer regelmäßigen grenzüberschreitenden Kommunikation und 

Kooperation zu beteiligen, um die Umsetzung der WRRL in Zusammenhang mit 

Verunreinigungen durch prioritäre Stoffe, prioritäre gefährliche Stoffe und Nährstoffe zu 

unterstützen; 

18. ist der Auffassung, dass die Anreicherung mit Nährstoffen einer von mehreren 

Einflüssen ist, die für die Verschmutzung von Oberflächengewässern verantwortlich ist, 

und die Biodiversität und den Rückgang wertvoller Ökosystemdienstleistungen 

beeinflusst; erkennt an, dass die untersuchten Nährstoffbedingungen für mehr als die 

Hälfte der Fälle in denen es nicht gelingt eine „gute Wasserqualität“ der 

Oberflächengewässer bis 2015 zu erreichen, verantwortlich sein könnten; 

19. fordert die Kommission auf, 2012 einen Fahrplan zu entwickeln und zu veröffentlichen, 

um Empfehlungen zu erarbeiten, wie die effiziente Nutzung der Wasser- und 

Landressourcen verbessert, einen Ansatz zur Verankerung der Wasserproblematik in allen 

Politikbereichen zu entwickeln und die Verwaltung der Wasserwirtschaft sowie die damit 

zusammenhängende Forschung und Datenerhebung zu verbessern; begrüßt in diesem 

Zusammenhang die zunehmende Berücksichtigung von Umweltverordnungen in der 

GAP; fordert die Kommission außerdem auf, 2012 einen Plan zum Schutz der 

europäischen Wasserressourcen auf der Grundlage der Überprüfung der WRRL-

Umsetzung, der Strategien zur Bekämpfung von Wasserknappheit und Dürren in der EU 

sowie der Anpassungspolitik der EU im Bereich der Wasserbewirtschaftung zu 

veröffentlichen; 

20. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, ein „Water-Awareness“ Programm 

und Informationskampagnen auszuarbeiten, um bei den Bürgerinnen und Bürgern der 

EU die Herausbildung einer Kultur des Wassersparens und der effektiven Wassernutzung 

zu fördern; besteht darauf, dass diese Informationsprogramme an Bürgerinnen und 

Bürger aller Altersstufen gerichtet sind, so dass dieses öffentliche und essentielle Gut 

wirksamer und effizienter genutzt werden kann; 

21. glaubt, dass eine Einbindung der Öffentlichkeit eine Voraussetzung sowohl für den Schutz 

der Wasserressourcen als auch für die Identifikation der Probleme und der 

angemessensten Maßnahmen diese zu lösen ist; fordert deshalb engere Zusammenarbeit 

zwischen den zuständigen nationalen, regionalen und kommunalen Behörden in den 

Mitgliedstaaten und zwischen diesen Behörden und dem Petitionsausschuss, wenn dieser 

sich mit den Bedenken der europäischen Bürgerinnen und Bürgern in Wasserfragen 

auseinandersetzt; 
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